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Zur Sicherung von Gesundheit als individuelles, öffentliches und betriebliches produktives Potenzial

Soziale Sicherheit und Gesundheit
Auf nationaler wie europäischer Ebene haben Soziale Sicherheit wie Gesundheit, immer auch in Bezug zur Erwerbsarbeit, einen hohen Stellenwert. So schreibt die EU in ihrer Sozialpolitischen Agenda, dass sie sich für die Modernisierung und Entwicklung des europäischen Sozialmodells im Sinne einer nachhaltigen Strategie eben auch für die Gesundheitssicherung in der Arbeitswelt engagiert. Ihr geht es um die Sicherung bzw. Verbesserung des Human- und Sozialkapitals als produktives Potential. (Kommission der Europäischen Gemeinschaften 2000, 2002, 2005) Wie beträchtlich die Defizite in der gesundheitsgerechten Gestaltung von Arbeitsbedingungen sind, belegen Ergebnisse der vierten repräsentativen Erhebung über die Arbeitsbedingungen in den 27 EU Staaten. 35% der befragten Beschäftigten glauben, dass ihre Arbeit ihre Gesundheit beeinträchtigt. Ein Viertel der deutschen Befragten äußern sich entsprechend. Ähnlich viele der Eu- Erwerbsbevölkerung klagen über Rückenschmerzen und allgemeine Erschöpfung. (Europäische Stiftung 2008)  
Ein umfassendes Verständnis von Sicherheit umfasst nicht nur die Erwerbssphäre sondern versteht soziale Sicherheit als Teil des gesellschaftlichen Wertes „Sicherheit“, welcher öffentliche Sicherheit, technische Sicherheit, Rechtssicherheit und Gewissheit als sicheres Wissen zum Handeln umfasst (Kaufmann 1970).

Sicherheit und Gesundheit wurden in der Ausbildung der Industriegesellschaft in den

vergangenen 150 Jahren zu normativen Konzepten, die gestaltende Kraft entfalteten.

Sicherheit und Gesundheit wurden zu allgemein verbindlichen Lebens- und Verhaltensrichtlinien im privaten, öffentlichen und im privatwirtschaftlich betrieblichen Zusammenhang.

Gesundheit wurde als Leistungs- bzw. Arbeitsfähigkeit zur ausschließlichen

Basis der Existenz lohnabhängiger Schichten und Gegenstand wissenschaftlicher

Deutung der Physiologie, Hygiene und später der Soziologie und Psychologie.

Mit der Erfindung des Homo öconomicus wurde zugleich um 1900 der Homo hygienicus (Labisch 1992)
kreiert. In der Verpflichtung zur rationalen Lebens- und Betriebsführung wurden

beide Konzepte miteinander verflochten.

Die Einsicht, daß Erwerbsarbeit und Gesundheit fundamental in einem Wechselverhältnis

stehen, wurde zur grundlegenden Erkenntnis in der Ausgestaltung der westlichen

Sozialstaaten in den letzten 120 Jahren. Denn individuelle und kollektive Wohlfahrt

basiert auf der nachhaltigen Ausbildung und Pflege des Arbeitsvermögens als

Teil des Humanvermögens.

Wohlfahrtsstaatliche Entwicklung von Gesellschaften war zugleich verbunden mit der Emanzipation des Individuums, eben auch in seinem sozialen Status als abhängig Erwerbstätiger.

Thomas H. Marshall hat in seinem Evolutionsmodell westlicher Gesellschaften die Stufen dieses Wechselverhältnisses beschrieben: 

 bürgerliche Freiheitsrechte im 18. Jahrhundert

 politische Teilhaberechte im 19. Jahrhundert und

 soziale Rechte im 20. Jahrhundert (Marshall 1992)

 völkerrechtliche globale und ökologische Grundrechte am Ende des 20. Jahrhunderts (als     moderne Ergänzung: Angenendt 2007, S. 46)

Soziale Sicherheit, Teilhabe, Gerechtigkeit und Gesundheit

Erst die  erkämpften  und verliehenen staatlich garantierten   Teilhaberechte ermöglichen  dem Individuum autonom als Subjekt zu handeln. Grundgelegt ist die Kategorie Individuum mit dem abendländisch philosophisch bestimmten Begriff Person und den daraus abgeleiteten Menschenrechtserklärungen, so der UNO von 1948 wie unseres Grundgesetztes „jeder hat  das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit“ (Artikel 2.2). Der Staat verbürgt die soziale Teilhabe (Inklusion) aller Bürger und Bürgerinnen. Dies ist das Grundverständnis und der Ursprung von Sozialstaatlichkeit. „Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat.“ (Artikel 20,1 des Grundgesetzes).

Ohne die Herausbildung des Demokratischen Rechts – und Interventionsstaates, wie er in der heutigen OECD-Welt vorherrscht , ist die „Freiheit zur Selbstwerdung“ des Individuums nicht denkbar (Angenendt 2007, S. 45). 
Das Postulat der Inklusion ist das Grundprinzip wohlfahrtsstaatlicher Arrangements und begründet, dass jede Person Zugang zu allen Funktionskreisen der Gesellschaft, wie z.B. Rechtssystem, Familiengründung, politische Macht, Bildung, gesundheitliche Sicherung, Wirtschaft, Religion legitimerweise hat. Das normative Konzept des Sozialstaates hat die Absicht, dass „die Ziele des Wohlstandes, der Freiheit, der Sicherheit, der Gleichheit und des Schutzes vor Not verwirklicht und von möglichst vielen Mitgliedern der Gesellschaft verstanden, angenommen und erfahren werden. Die Prinzipien des Einschlusses und der Teilhabe, der Gerechtigkeit und der Solidarität weisen die Wege, auf denen jene Ziele zu verfolgen sind“ (Zacher 2000, S. 54).

Die jeweiligen nationalen Wohlfahrtsregime haben verschiedene Ausprägungen erfahren aufgrund historischer unterschiedlicher Gewichtung der zentralen Wohlfahrtsproduzenten Staat, Markt und Familie. Je nach dem Verhältnis der drei Bereiche zueinander haben die Grundprinzipien Teilhabe, Gerechtigkeit und Solidarität ihre Ausgestaltung bekommen. Sie unterliegen einem dynamischen politökonomischen Gestaltungsprozess im Spannungsfeld von Marktfreiheit und Bürgerfreiheit. Ihre je historische Ausprägung ist weiterhin  Ergebnis des Zusammenwirkens von Wirtschaftsordnung, dem Modus der Vergesellschaftung, den Konzepten zum Personenbegriff und zum Bürgerstatus wie auch zum Freiheitsverständnis.   Die Regime haben sich bei ihren Politiken an der Lebensdienlichkeit, auch der Marktwirtschaft, und dabei an den beiden klassischen ethischen Grundfragen nach dem guten Leben und dem gerechten Zusammenleben der Menschen zu orientieren. Es stellen sich damit Sinn- wie Legitimitätsfragen. Beantwortet werden muss ebenso die Frage, wie viel Asymmetrie d.h. welchen Grad an sozialer Ungleichheit in allen Dimensionen von Teilhabe will und kann sich eine Gesellschaft leisten. 

Gerechtigkeit hat in sozialpolitische Diskursen und Entscheidungen einen hohen Stellenwert und wird als Leitkriterium für Teilhabe angesehen. Es kann allerdings nicht von einem durchgängigen Konsens über die inhaltliche wie praktische Ausgestaltung ausgegangen werden. Gerechtigkeit soll jedem die Basisgüter zur Verfügung stellen, die zu einer freiheitlichen Lebensführung in allen Bereichen der Gesellschaft befähigen. Neben der „Basisgerechtigkeit“ bedarf es weiterhin der „Befähigungsgerechtigkeit“, um Bedürfnissen und Notwendigkeiten zur Mitwirkung nachkommen zu können. Beide zusammen führen zu einer „Teilhabegerechtigkeit“, welche „zu einer längerfristigen und leiblich-integralen Lebensführung zwecks Teilnahmemöglichkeit an interpersoneller Kommunikation“ befähigt ( Dabrock 2006,S.258). Als Soziale Gerechtigkeit (Miller 2008) erfährt sie ihre Konkretion im Spannungsfeld von Eigenverantwortung der Person und praktischer Solidarität. Eigenverantwortung bedeutet, dass Individuen zunächst selbst Sorge tragen zur Verbesserung ihrer Lebenschancen und Lebensbedingungen bevor Institutionen der sozialen Sicherung oder des Staates Hilfestellungen leisten. Im Rahmen eines geordneten und gerechten Gemeinwesens bildet sich in der Interaktion der Person mit den institutionellen Angeboten sowohl Biographie wie auch der einzelne Lebenslauf aus. 

Das Solidaritätsprinzip als „Bau- und Entwicklungsgesetz“ wie ebenso als ethischer und rechtliche Grundsatz jeder menschlichen Gemeinschaft und Gesellschaft (von Nell-Breuning 1968) erhebt Forderungen an die einzelne Person, an Familie, Gesellschaft, Wirtschaft und Staat. Solidarität kann als wechselseitige moralische und ethische Verpflichtung zwischen Individuen und zwischen Personen und gesellschaftlichen bzw. staatlichen Institutionen beschrieben werden. Es wird von Beziehungs- und Zwangssolidarität gesprochen. Erstere basiert auf Freiwilligkeit. Zwang zur Solidarität finden wir z.B. in der Gesetzlichen Krankenversicherung.  Eigenverantwortung und Solidarität schließen sich nicht notwendigerweise aus. 

In hoch funktionellen Gesellschaften sind für die optimale individuelle Lebenslage lebensdienliche Leistungen von Organisationen und Institutionen gesellschaftlicher wie staatlicher Art unabdingbar. Den Zugang dazu ermöglichen sozialpolitische Interventionen. Kaufmann (1982) unterscheidet vier Dimensionen bei der sozialen Teilhabe von Personen:

Verbesserung des rechtlichen Status durch Rechtsansprüche (rechtliche Intervention),

Verbesserung der Einkommenssituation durch Geldleistung (ökonomische Intervention),

Verbesserung der materiellen und sozialen Umwelt von infrastrukturellen Einrichtungen (ökologische Intervention) und

Verbesserung der Handlungsfähigkeit und Kompetenz durch personelle Dienstleistungen (pädagogische Intervention).

Diese vier Voraussetzungen gesellschaftlicher Teilhabe sind nur sehr beschränkt untereinander substituierbar. Bei sozialpolitischen Maßnahmen ist sowohl individuelle wie ebenso kollektive Nützlichkeit (Theorie öffentlicher Güter) zu unterstellen. Nach Kaufmann (1997) lassen sich die Wirkungen der sozialpolitische Interventionen, selbstverständlich ebenfalls als gesundheitliche Ausstattungen zu verstehen, als Gesamtnutzen im Zusammenspiel wechselseitiger Komplementarität auf folgenden Ebenen ausmachen:

Die ökonomische Wirkung der sozialen Sicherung besteht in der Humankapitalbildung bzw. der Sicherung von Humanvermögen einschließlich des Arbeitsvermögens. Arbeitsbereitschaft und Produktivität werden gestärkt. 

Die politische Wirkung zeigt sich in sozialverträglichen Umgangsformen in den ökonomischen Macht- und Interessensgegensätzen. Soziale Ungleichheit wird gemildert. Politische Krisen in Folge von ökonomischen Krisen werden entschärft.

Die kulturelle Wirkung wird offenbar in einer weitgehend als gerecht akzeptierten  Gesellschaftsordnung. Staatliche Interventionen erhalten dadurch ihre Legitimität. 

Die soziale Wirkung vollzieht ihre Effekte in erster Linie in privaten Haushalten bzw. auf der individuellen Ebene in der Möglichkeit zur guten und gerechten einschließlich gesundheitsgerechter Lebensführung. 

Insgesamt erweisen sich die sozialpolitischen Interventionen als Vorraussetzungen, um Ressourcen auf der individuellen, kollektiven, gesellschaftlichen und staatlichen Ebene zu mobilisieren für eine Teilhabe an allen Funktionskreisen der Gesellschaft.

Teilhabe bzw. Partizipation hat in den Debatten und Politiken zur Zivilgesellschaft bzw. zur Bürgergesellschaft einen hohen und zentralen Stellenwert. Bürgerschaftliches Engagement wird auch für den Gesundheitssektor bzw. das Krankenversorgungssystem propagiert und praktiziert. 
2001 trat das innovative Sozialgesetzbuch IX „Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen“ in Kraft. Ziel des Gesetzes ist Selbstbestimmung und Teilhabe am Leben in der Gesellschaft von Behinderten oder von Behinderung bedrohten Menschen (§ 1).Der Eintritt einer Behinderung, einschließlich einer chronischen Krankheit soll vermieden werden (§ 3). Behinderung wird nicht mit Gesundheitsstörung gleichgesetzt, sondern wird als ein  Zusammenwirken  der Störung „mit persönlichen und gesellschaftlichen Kontextfaktoren verursacht“ angesehen (Welti 2006, S.276). Dies stellt ein entscheidender Perspektivwechsel in der Sozialgesetzgebung dar ,denn auch die Kontextfaktoren wie z.B. Arbeitsumwelten oder Wege , die behindernd wirken , sind so zu gestalten, dass Behinderung vermieden wird, d.h. Teilhabe trotz gesundheitlicher Beeinträchtigung möglich ist. Zum ersten Mal und nicht im SGB V „Gesetzliche Krankenversicherung“ wird „Chronische Krankheit“ ein Begriff des Sozialrechts. Damit wird eine erweiterte Zeitperspektive auf Lebenskurve, Lebenszyklus bzw. Lebenslauf eröffnet.

Um Staatsbürger zu am Gemeinwesen interessierte Teilhaber zu machen ist es allerdings notwendig, neue Konzepte einer „Teilhabegesellschaft“ (Grözinger, Maschke, Offe 2006) neu zu konzipieren. Diese Konzepte tragen dem liberalen Grundsatz der individuellen Eigenverantwortung Rechnung und genügen zugleich dem Prinzip der Chancengleichheit, denn in den westlichen Wohlfahrtsgesellschaften besteht weiterhin die Ungerechtigkeit der Zufälle der Geburt und der Herkunftsfamilien, dies wirkt sich auf Bildung wie auf die  gesundheitliche Lage einer Person aus.(Helmert u.a. 2000) Solche Effekte der Statusvererbung sollten durch einen konsequenteren Ausbau der Dimensionen der sozialen Teilhabe verhindert werden.

Individuelle und Öffentliche Gesundheit als Ressource für Teilhabe
Gesundheit kann in einer sozialgeschichtlichen Verortung verstanden werden als

Fähigkeit zur gesellschaftlichen Teilhabe im Lebensverlauf in den je konkreten lebens-

und arbeitsweltlichen Situationen, also als Kompetenz interpretiert werden, mit

eigenen Ansprüchen und Erwartungen auf der einen Seite und mit Anforderungen

und Notwendigkeiten der Lebens- und Arbeitswelt auf der anderen Seite souverän

umgehen zu können. Soziologisch gesprochen sagt man, Gesundheit ist optimale

Leistungsfähigkeit, um den Aufgaben und sozialen Rollen nachgehen zu können, für

die das Individuum sozialisiert wurde.

Dieser Definition von Gesundheit unterliegt stillschweigend die Vorstellung eines

funktionierenden ständig verfügbaren normalen und leistungsfähigen Körpers bzw.

Leibes.(Schroer 2005) Gerade im arbeitsweltlichen Zusammenhang wird in Betrieben stillschweigend

die permanente Verfügbarkeit eines funktionierenden Körpers vorausgesetzt.

Betriebliche Leistungspolitik und arbeitswissenschaftliche Konzeptionen zur Ermittlung

von Lohn und Leistung unterstellen eine prinzipiell verfügbare Normalleistung.

Bei der angesprochenen Definition von Gesundheit wird deutlich, daß der Gesundheitsbegriff

nicht von Wertvorstellungen über Person bzw. Individuum und Gesellschaft

zu trennen ist. Der Gesundheitsbegriff verknüpft die Welt der Natur, also das

Biologische mit der Welt der Gesellschaft, d.h. mit dem Handeln und den Normen

bzw. Werten und kulturellen Mustern von Personen bzw. Gruppen. In der viel zitierten

Definition der Weltorganisation kommt dieser Zusammenhang zum Ausdruck,

wenn es heißt: „Gesundheit ist ein Zustand vollkommenen körperlichen, geistigen

und sozialen Wohlbefindens“. Mit dem Gesundheitsbegriff wird also das Biologisch-

Körperlich-Leibliche und zugleich das Normative, Wertende für das soziale Handeln,

also das Tätigsein von Personen im gesellschaftlichen Kontext angesprochen (Labisch

1992).

Gesundheit, d.h. physische, psychische und soziale Leistungsfähigkeit wurde im Verlauf

der Entwicklung der modernen Industriegesellschaften, gerade in der heutigen

Postmoderne, zur einzigen gültigen Konstante für uns Menschen, erst recht für eine

Gesellschaft, in der die überwiegende Mehrheit nicht mehr an ein ewiges Leben nach

dem Tode glaubt. Vor diesem Hintergrund wird Gesundheit in der Wertschätzung der

Bevölkerung als höchstes Gut betrachtet und in den Industriegesellschaften als zentraler

Wert nicht angezweifelt. Gesundheit wird sowohl als individuelles, privates als

auch als öffentlich-allgemeines Gut angesehen. Dieser Doppelaspekt, nämlich ein

privates und zugleich ein öffentliches-meritorisches Gut zu sein, macht die Grundauffassung

von Public Health aus. Öffentliche Gesundheit durchdringt tendenziell alle

gesellschaftlichen Bereiche und kann nicht auf Krankenversorgungspolitik, schon gar

nicht auf Medizin reduziert werden. Öffentliche Gesundheit kommt implizit in allen

gesellschaftlichen Teilbereichen vor, sei es Bildung, Erwerbsarbeit, Familie, Verkehr,

Ernährung oder städtisches Leben. Gesundheit wird folglich von Aspekten von Macht

und Herrschaft, von Interessen und Konflikten durchdrungen. Gesundheit unterliegt

also politischen Gestaltungs- und Entscheidungsprozessen. Dies gilt eben auch für

den Bereich Gesundheit und Erwerbsarbeit. Die politische Durchsetzung von Public

Health in Private Company, also die Feststellung von öffentlicher, sozialstaatlicher

Verantwortung auch im privatwirtschaftlichen Betrieb, ist die Geschichte des Arbeitsschutzes.(Milles, Müller 1985)
Die Risiken der industriellen Welt mit ihren gesundheitlichen Schädigungen

und Zerstörungen wurden historisch betrachtet etwa ab Mitte des 19. Jahrhunderts

als gravierendes Problem wahrgenommen sowie thematisiert und Gegenstand staatlicher

bzw. parastaatlicher Regulationen und Intervention mit dem Ziel Gesundheitsschutz

und Sicherheit auch in der Arbeitswelt.
Die Relevanz einer öffentlichen Gesundheit wurde angesichts der negativen Folgen

bzw. Begleiterscheinungen der frühkapitalistischen Entwicklungen, wie Armut, Hunger,

Seuchen und Gefährdung der öffentlichen Ordnung durch die führenden Schichten

auf kommunaler wie zentralstaatlicher Ebene entdeckt, die handeln mussten,

wenn Stadt, Land und Staat als soziale Einheit überleben sollten. Die aufkommende

Arbeiterbewegung hat nicht unwesentlich dazu beigetragen, dass auf kommunaler

und zentralstaatlicher Ebene der öffentlichen und damit ebenfalls individuellen Gesundheit eine sozialstaatliche rechtliche wie praktische Ausgestaltung im Arbeitnehmerschutz

und anderen sozialstaatlichen Institutionen gegeben wurde.

Public Health geht der uralten Frage nach den Bedingungen eines guten Lebens

nach und eben dies unter den Bedingungen der Marktökonomie. Wie sollte Erwerbsarbeit und das alltägliche Leben
gestaltet sein, damit ein gesundes, sicheres und sozial angemessenes Leben

möglich ist? Oder anders herum gefragt: Welche gesundheitlichen Sach- und Dienstleistungen

sowie Bedingungen in der Erwerbssphäre wie außerhalb davon sollten dem Einzelnen

zur Verfügung stehen, damit Erwerbsfähigkeit bzw. allgemeine Daseinskompetenz gegeben sind und im langen Leben erhalten bleiben können? Im Verständnis von Nachhaltigkeit sollte die Generationenfolge mit der Perspektive für eine lebenslaufbezogene Familienpolitik beachtetet werden. (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2006)
Public Health wird als ein soziales und politisches Konzept verstanden, das durch

Gesundheitsförderung, Krankheitsprävention und andere gesundheitsbezogene Interventionen

auf Verbesserung von Gesundheit, Lebensverlängerung und Erhöhung

der Arbeits- und Lebensqualität von ganzen Bevölkerungsgruppen abzielt. Eine ökologisch orientierte Public Health-Konzeption betont die Gemeinsamkeiten

im Streben nach Gesundheit und einer nachhaltigen Entwicklung. In den Blick kommen dabei ökonomische, ökologische und soziale Nachhaltigkeitskriterien. Zu beachten sind 
 -Struktur und Organisation von Zeit, Zukunftsdiskurs
• Gerechtigkeit innerhalb einer und zwischen den Generationen,

• internationale Gerechtigkeit,

• Abstimmung zwischen sozialen, ökonomischen und ökologischen Interessen,

• Beteiligung aller gesellschaftlichen Gruppen am Prozess der Strategiefindung und

  -umsetzung.

Dem Begriff von Nachhaltigkeit wie dem Verständnis von Public Health sind gemeinsam

wirtschafts- und umweltpolitische Regelungsvorstellungen, demokratische Prinzipien

und ethische Gerechtigkeitspostulate ( Hans-Böckler-Stiftung 2000)
2000).

Public Health und nachhaltige Entwicklung meint deshalb nicht nur Schadensbegrenzung

und Reparatur, sondern in einer ökonomischen Terminologie gefaßt, dauerhafte

Erhaltung von Human-, Real- und Naturkapital als Quelle von Einkommen

und damit Wohlfahrt auch für nächsten Generationen. Sicherung von Human- und

Arbeitsvermögen gewährleistet also Leistungsfähigkeit, Arbeitsfähigkeit und Produktivität.

Gesundheitsgerechte Gestaltung von Arbeit und Lebensbedingungen
erhalten von daher ihre ökonomische Begründung in volkswirtschaftlicher

wie auch betriebswirtschaftlicher Bilanzierung. Allerdings erfordert dies eine erweiterte

Wirtschaftlichkeitsrechnung zum Verhältnis von Aufwand und Ertrag.
Gesundheit und Sozialpolitik

Soziale Sicherheit meint im deutschen bzw. europäischen Kontext die staatliche Gewährleistung

sozialer Rechte, wie sie zum ersten Mal in der allgemeinen Erklärung

der Menschen- und Bürgerrechte der Vereinten Nationen von 1948 und ebenso in

der Europäischen Sozialcharta von 1961 als Ergänzung zu den bürgerlichen (ökonomischen)

und politischen Rechten des Staatsbürgers formuliert worden sind.

Soziale Sicherheit und Gesundheit sind in diesem Verständnis also relevante Aufgaben

sozialstaatlicher Politik, nämlich der Gewährleistung der Reproduktion von Humanvermögen

und dem Arbeitsvermögen als Teil davon. Qualifiziertes Human- bzw.

Arbeitsvermögen ist die Grundlage jeder entwickelten demokratischen Wirtschaftsgesellschaft.

Zum Humanvermögen zählen neben dem wirtschaftlichen Humankapital,

also dem Arbeitsvermögen, Fähigkeiten und Fertigkeiten zur Elternverantwortung,

zum politischen und gemeinnützigen Engagement, zur Betreuung von nahestehenden

Alten und Kranken. Der größte Teil der Reproduktion von Humanvermögen

findet in privaten Haushalten, also der Familie statt. Für die Ausbildung, Aufrechterhaltung

und Weiterentwicklung des Arbeitsvermögens sind Bildungseinrichtungen

und konkrete berufliche Tätigkeiten die entscheidenden Orte, d.h. Humankapitalbildung

findet im Verhältnis von privaten Haushalten (Familie), Wirtschaft (Markt) und

Staat statt.(Kaufmann 2000)
Soziale Sicherheit und Gesundheit sind in ihrer Begrifflichkeit wie auch in der praktischen

Ausgestaltung durchaus aufeinander bezogen. So u.a. über Verständnisse

und Maßnahmen von Schutz gegenüber Gefahren z.B. der Arbeitswelt oder bei Hilflosigkeit

im Falle von Armut, Krankheit oder Alter. Sozialpolitische Maßnahmen bewirken

Sicherheit, wenn die Schutzfunktion zuverlässig erfüllt wird und das subjektive

Sicherheitsgefühl des Geschützten erhöht und sein Vertrauen in die schützende Institution

gestärkt wird.

Soziale Sicherheit und Gesundheit ist gemeinsam, wie gesagt, der Doppelaspekt von

privat bzw. individuell und öffentlich bzw. gesellschaftlich. Sicherheit und Gesundheit

sind sowohl private als auch öffentliche Güter. Für öffentliche Güter gilt, daß sie nicht

als Waren über Marktprozesse zu realisieren sind, sondern der öffentlichen Bereitstellung

und des gesamtwirtschaftlichen Denkens und Handelns bedürfen.

Soziale Sicherheit und Gesundheit sind außerdem, wie bereits angesprochen, theoretisch

wie praktisch in der Konzeption von Nachhaltigkeit
aufgehoben. In dieser Konzeption kommt die Zeitperspektive der Zukunftsfähigkeit,

also das lange Leben des Einzelnen sowie das Leben der nächsten Generationen in

den Blick.

Eine historisch erstmalige Situation hat sich mit der demographischen Entwicklung

der Bevölkerung in den westlichen Industrienationen eingestellt. Zwischen der demographischen

Entwicklung und der Sicherung von Gesundheit als individuelles wie

öffentliches Gut besteht ein enges Wechselverhältnis. Trotz Migration muss für die

Zukunft mit einer schrumpfenden, alternden und älteren Bevölkerung, also auch einer

älteren Erwerbsbevölkerung, gerechnet werden. Wie Japan und andere westliche

Industrienationen, ist die Bundesrepublik Deutschland eine Gesellschaft mit langem

Leben und Alterung. Der Anteil der über 50jährigen Erwerbspersonen übersteigt mittlerweile den Anteil der unter 30jährigen Erwerbspersonen.(Kaufmann 2005)
Gesundheit und Erwerbsarbeit
Die Erwerbsquoten wie auch Zahlen über Frühinvalidität und Arbeitslosigkeit sowie

Behinderung weisen darauf hin, dass Altern bzw. das Älterwerden und Erwerbstätigkeit

in den marktförmigen Industriegesellschaften schwer miteinander in Einklang zu bringen

sind.(Bödeker u.a. 2006)
Obwohl die kulturelle und ideologische Orientierung auf Erwerbsarbeit

als Norm generell stark verankert ist, zeigt sich eine Abschwächung der

Erwerbszentrierung mit zunehmendem Alter. Wir haben das kulturelle Phänomen, daß

Arbeitnehmergruppen sich um das Alter von 50 Jahren herum innerlich mit ihren Lebensentwürfen

von der Erwerbsarbeit abmelden. Dies deckt sich mit Vorurteilen von

Teilen des Managements gegenüber älteren Arbeitnehmern. Es gibt eine faktische wie

auch eine innere Emigration aus der Erwerbsarbeit. In den Betrieben läßt sich immer

noch eine Politik der Ausgrenzung von Älteren und Leistungsgeminderten beobachten

und weniger eine Politik der Arbeitsplatzgestaltung in Verbindung mit einer Personalpolitik,

die eine berufliche Laufbahn organisiert.

Diese Relativierung der Zentralität von Erwerbsarbeit hängt unter anderem mit den

negativen Erfahrungen in der Erwerbsarbeit zusammen und mit dem Wissen, dass erworbener

Erwerbsstatus bzw. eingenommener Arbeitsplatz nicht sicher sind, man also

keine geordnete, altersgemäße sichere Karriere im Berufsverlauf durchlaufen kann,

denn Fexibilisierung und Dynamisierung sowie innerbetriebliche wie auch räumliche

Mobilität und nicht mehr beamtenförmige Karriere sind das Muster der heutigen und der zukünftigen Erwerbsbiographien. Prekariat und Flexicurity sind die modernen Stichworte.(Seifert,Tangian 2008) 

Die Erwerbsarbeit ist unter den Bedingungen der internationalen Wettbewerbswirtschaft,

der massiven Durchdringung neuer Technologien, des Strukturwandels in Richtung

Dienstleistungsgesellschaft in einer Zeit der Verschärfung der sozialen,

organisatorischen und technischen Rationalisierung der Erwerbsarbeit, auch als systemische

Rationalisierung in den Betrieben und zwischen den Betrieben beschrieben, einem beschleunigten Wandel unterworfen. Soll Arbeit

auch in der Zukunft zentrale Bestimmung für den individuellen Lebensentwurf und

die Gesellschaft bleiben, dann ist ein erweiterter Arbeitsbegriff zu entfalten und praktisch

werden zu lassen.

Ein neues Leitbild von Arbeit hat zentrale Dimensionen von Nachhaltigkeit und Public

Health zu integrieren. Weiterhin sind folgende Punkte zu berücksichtigen:
• Abnahme des Anteils der Erwerbsarbeit an der Lebenszeit,

• größere Vielfalt und Diskontinuität von Arbeitsbiographien,

• Berücksichtigung von Versorgungsarbeit (z.B. Krankenpflege oder Erziehung von

Kindern in Familie) sowie Gemeinschafts- und Eigenarbeit neben der entlohnten

Erwerbsarbeit,

• Gleichstellung von Mann und Frau (Geschlechterdemokratie),

• Wissen, dass ein ökologisches, gesundheitsgemäßes und sozialverantwortliches

Handeln der Bürgerinnen und Bürger außerhalb der Erwerbsarbeit mit entsprechenden

Erfahrungen innerhalb der Erwerbssphäre verknüpft ist.( Hans-Böckler-Stiftung 2000)   
Allerdings wird durch die angesprochenen dynamischen Veränderungen der Erwerbssphäre

die Beziehung von Erwerbsarbeit und Leben im Alltag vieler Menschen komplizierter,

vielfältiger und stellt zunehmend Anforderungen an eine stärkere aktive individuelle

Gestaltung der alltäglichen Lebensführung.

Eine Arbeit, die eine nachhaltige, man sagt heute auch reflexive alltägliche Lebensführung

ermöglicht, ist u.a. dadurch charakterisiert, dass die Arbeit so gestaltet ist, dass die

langfristige Erhaltung der Gesundheit gewährleistet und ein aktives Gesundheitsverhalten

möglich ist. Mit den Begriffen Nachhaltigkeit und Langfristigkeit kommt die hohe

Relevanz von Zeit bei der Strukturierung von Erwerbstätigkeit über den Tag, in der

Woche, im Jahr sowie im Lebenslauf in den Blick. Arbeitszeitmuster bestimmen als

zentrales Stellglied die alltägliche Lebensführung (Hildebrandt u.a. 2000, S. 31). Beginn

und Ende, also Dauer und Rhythmus sowie Lage und Intensität von Tätigkeitssequenzen

sind für eine gesundheitsgerechte Arbeits- und Lebensführung von nicht zu

unterschätzender Bedeutung. Allerdings setzen hier gerade die unternehmerischen

Rationalisierungsstrategien an und es kommt zu gesundheitsriskanten Zeitregimen.

Strategien und Maßnahmen des Gesundheits- und Arbeitsschutzes haben sich deshalb

unbedingt mit Zeitgestaltung auseinanderzusetzen. Intensivierung der Arbeit führt

zwangsweise zu einer schnelleren und erhöhten Ermüdung und Erschöpfung und verlangt

zur Erholung notwendigerweise frühzeitige und ausreichende Pausen und Erholungszeiten.

Wer Zeitstrukturen vorgibt und in welcher Weise Betroffene demgegenüber

eine eigene Zeitsouveränität definieren können, unterliegt zwar den Aushandlungsprozessen

der Arbeits- und Wirtschaftspolitik, doch da das biologisch-rhythmisch

strukturierte Leben der Menschen nicht unendlich plastisch und formbar ist, sind Natur- wie

Sozialwissenschaften stärker gefordert, Wissen für die gesundheitsgerechte Gestaltung

von Zeitmustern zur Verfügung zu stellen.(Koppelin, Müller 2008)
Man kann nun die Frage stellen: Haben die Programme zur Humaniserung des Arbeitslebens

in den 80er bis 90er Jahren in Deutschland und die neuen EU Arbeitsschutzgesetze sowie die aktuellen Programme wie Initiative Arbeit und Gesundheit (www.iga-info.de ) oder Initiative Neue Qualität der Arbeit (www.baua.de)
zu gesundheitsfördernden Arbeitsbedingungen geführt?

Bei der Suche nach einer Antwort zeigt sich ein widersprüchliches Bild. Die oben angeführten repräsentativen Befragungen zeigen, dass Arbeitsbelastungen und arbeitsbedingte

bzw. –mitbedingte Erkrankungen weiterhin zu den verbreiteten negativen

Arbeitserfahrungen gehören, die Qualität der Arbeit also zu wünschen übrig lässt.

Von Humanisierung des Arbeitslebens lässt sich also nicht durchgängig sprechen.
Gesundheit, Teilhabe und Arbeitspolitik
Ein zentrales Moment moderner Arbeits- und Gesundheitspolitik ist die Förderung

und qualifizierte Ausgestaltung der Teilhabe, also der Partizipation der Bürgerinnen

und Bürger innerhalb wie außerhalb der Arbeitswelt an den sie betreffenden Belangen.

Unser demokratisches Grundverständnis sieht Beteiligung als ein notwendiges Element

im Prozess reflexiver Modernisierung von Wirtschaft und Gesellschaft an und

sichert dies grundrechtlich auch ab. Die faktische Einbeziehung der Menschen in Willensbildungsprozesse und Teilhabeprozeduren sind für Innovation und Organisationsentwicklung

der Betriebe unabdingbar. Denn wie erfolgreiche Projekte zur betrieblichen

Gesundheitsförderung und zum Gesundheitsmanagement sowie zur Qualitätssicherung

zeigen, sind solche Prozeduren nur dann erfolgreich, wenn die Arbeitenden

als Subjekte bei der Analyse ihrer Situation, bei der Entwicklung und Vereinbarung

von Gestaltungsvorschlägen sowie bei ihrer Anwendung selbst zur Sprache

kommen und mitwirken. Ihr lokales Wissen ist unabdingbar, wenn Lösungen zur

Gestaltung ihrer Arbeitssituation ermittelt und praktiziert werden sollen. Die Beteiligungsinteressen

der abhängig Beschäftigten richten sich auf zentrale Dimensionen

des Arbeitsprozesses, wie Aufhebung der Trennung von planenden und ausführenden

Tätigkeiten, Einflußnahme auf Leistungsbedingungen, also Gestaltung von Arbeitszeit

und Kooperation, Mitwirkung bei der Ausgestaltung des Arbeitsprozesses,

um Lernmöglichkeiten zu schaffen, Mitwirkung bei der Produktion neuen Wissens,

also Teilhabe als Akteur in der Entwicklung einer lernenden Organisation. Die Erwerbstätigen sind interessiert an körperlicher Unversehrtheit also Gesundheit, an einer gerechten

Bezahlung sowie an einem gerechten Verhältnis von Geben und Nehmen

im Arbeitsprozess selbst. Denn nur in einem solchen sozialen und politischen Arrangement kann sich ein individuelles, betriebliches und allgemein gesellschaftliches Potenzial ausbilden und verfestigen.
Innovation und Modernisierung im Betrieb bedarf der Entwicklung von fachlicher und

sozialer Kompetenz aller Beteiligten, vor allem der sozialen Kompetenzen wie

Selbstbestimmung, Vertrauen, Offenheit, Herstellung einer befriedigenden sozialen

Beziehung. Möglichkeit zur Anerkennung von Leistung, Fürsorge und Empathie auch

in Krisensituationen kennzeichnen die Qualität des Arbeitsklimas. Beteiligungsprozesse

sind geradezu dazu prädestiniert, solche sozialen Kompetenzen und befriedigende

Arbeitsbedingungen herzustellen. Partizipation ermöglicht es, die subjektiven

sozialen Fähigkeiten und Fertigkeiten ins Spiel bringen zu können, um die Qualität

des Arbeitsprozesses wie auch die Qualität des Arbeitsproduktes zu ermöglichen.

Es wäre unredlich zu unterschlagen, dass Kalküle der betrieblichen und überbetrieblichen

Rationalisierung mit den Bedarfen und Bedürfnissen nach Nachhaltigkeit, Humanisierung und

Demokratisierung der Arbeit sich nicht so ohne weiteres zur Deckung bringen lassen.

Allerdings fällt auf, dass nicht nur in modernen Managementlehren, sondern konkret

in Betrieben direkte Partizipation der Beschäftigten an sie betreffende Entscheidungsprozesse

zu einem Schlüsselbegriff betrieblicher Reorganisation geworden ist.

Innovationsbereite Manager haben Beteiligung als Rationalisierungsressource entdeckt.

Partizipation gilt ihnen als ein geeigneter Weg zur optimalen Nutzung des Erfahrungswissens

und Kreativitätspotentials ihrer Beschäftigten (Dörre 1996). Zentriert

um die Idee von Bürgerstatus, also Citizenship und Bürgerrechten im Betrieb, also

Industrial Rights zielen Konzepte prozeduraler Vernunft demokratischer Verfahren

auf eine diskursive Umgestaltung des Herrschaftscharakters von Arbeitsverhältnissen,

um eine Verbesserung der Lebenslage arbeitender Menschen im Betrieb zu

ermöglichen. 
Die Strategien zur Produktivitätsverbesserung und damit Sicherung von Qualität

der Arbeitsprodukte sind ohne Einbeziehung der subjektiven Interessen der Beschäftigten,

eben auch an Gesundheit, mittel- und längerfristig kaum möglich. Vor dem Hintergrund

komplexer politischer, kultureller, ökologischer und ökonomischer Umwelten (Globalisierung) und unsicherer Märkte, wie sich dies 2008 in der weltweiten Finanzkrise und wirtschaftlichen Rezession dramatisch und katastrophal zeigt, erhöhen solche Unternehmenskonzepte die Flexibilität des unternehmerischen Handelns. Allerdings nur wenn die neoliberalen politökonomischen Unterstellungen des Finanzkapitalismus aufgegeben werden und eine 

Zivilisierung der Marktwirtschaft (Ulrich2005) angegangen wird. Ein Management, das Gesundheit als wichtige Größe (Humankapital) ansieht und dabei systematisch auf Partizipation setzt, entwickelt die Humanressource im Betrieb und sichert damit das entscheidende und überlebensnotwendige

Potenzial für den Betrieb.

Eine Wirtschaft- und Arbeitspolitik, die auf Steigerung von Effizienz und Effektivität nach den kurzfristigen Kalkülen von Shareholder-Value Interessen ausgerichtet ist, wird erneut scheitern. Nur in einer konsequenten Ausrichtung an den Human-Ressorcen und den Kriterien der Nachhaltigkeit liegt die Chance für einen Ausweg aus der Krise. Auch ein arbeitspolitischer Paradigmawechsel steht an.
Mit Kaufmann (1997)lässt sich zusammenfassend festhalten, dass eine Politik,

die den Zielen „soziale Sicherheit und Gesundheit“ verpflichtet ist und ihre Sicherung des Human-und Arbeitsvermögen theoretisch wie praktisch daran ausrichtet,  folgenden Nutzen stiftet:
1. In kultureller Hinsicht trägt diese Politik zur Gewährleistung

einer als gerecht und human angesehenen Sozialordnung bei und erhöht

damit die Legitimität der gesellschaftlichen Verfassung und des deutschen Staates

wie auch der Europäischen Union.

2. In politischer Hinsicht wirkt diese Politik pazifizierend. Der institutionelle Konflikt

von Lohnarbeit und Kapital wird im Betrieb wie auch außerhalb gemindert und die

Interessensgegensätze werden insgesamt in produktivere Formen der Konfliktaustragung

transformiert.

3. In ökonomischer Hinsicht verbessert eine solche Politik mit Perspektive auf Gesundheitssicherung die Humankapitalbildung. Es

wird die Daseinskompetenz gefördert und die Arbeitsproduktivität gesteigert.

4. In sozialer Hinsicht gewährleistet eine derartige Politik die sozialen Bedingungen der

Wohlfahrtsproduktion, indem die privaten Lebensformen außerhalb der Erwerbsarbeit

stabilisiert werden und die auch von anderen Gesellschaftsbereichen beanspruchten

Anteile des Humanvermögens nicht verschlissen, sondern sozialverträglich

genutzt werden. Public Health in der Arbeitswelt wie in den anderen Lebensbereichen entfaltet eine synergetische Wirkung und wirkt auch auf alle gesellschaftlichen Teilbereiche multifunktional. Sicherung von Gesundheit hat also eine sehr starke Modernisierungsfunktion der Produktionssphäre wie der

Gesellschaft insgesamt.
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